Die Zukunft der WTO nach der Ministerkonferenz in Nairobi by Schmieg, Evita & Rudloff, Bettina
www.ssoar.info
Die Zukunft der WTO nach der Ministerkonferenz in
Nairobi
Schmieg, Evita; Rudloff, Bettina
Veröffentlichungsversion / Published Version
Arbeitspapier / working paper
Zur Verfügung gestellt in Kooperation mit / provided in cooperation with:
Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP)
Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Schmieg, E., & Rudloff, B. (2016). Die Zukunft der WTO nach der Ministerkonferenz in Nairobi. (SWP-Aktuell, 9/2016).
Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik -SWP- Deutsches Institut für Internationale Politik und Sicherheit. https://nbn-
resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-463707
Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer Deposit-Lizenz (Keine
Weiterverbreitung - keine Bearbeitung) zur Verfügung gestellt.
Gewährt wird ein nicht exklusives, nicht übertragbares,
persönliches und beschränktes Recht auf Nutzung dieses
Dokuments. Dieses Dokument ist ausschließlich für
den persönlichen, nicht-kommerziellen Gebrauch bestimmt.
Auf sämtlichen Kopien dieses Dokuments müssen alle
Urheberrechtshinweise und sonstigen Hinweise auf gesetzlichen
Schutz beibehalten werden. Sie dürfen dieses Dokument
nicht in irgendeiner Weise abändern, noch dürfen Sie
dieses Dokument für öffentliche oder kommerzielle Zwecke
vervielfältigen, öffentlich ausstellen, aufführen, vertreiben oder
anderweitig nutzen.
Mit der Verwendung dieses Dokuments erkennen Sie die
Nutzungsbedingungen an.
Terms of use:
This document is made available under Deposit Licence (No
Redistribution - no modifications). We grant a non-exclusive, non-
transferable, individual and limited right to using this document.
This document is solely intended for your personal, non-
commercial use. All of the copies of this documents must retain
all copyright information and other information regarding legal
protection. You are not allowed to alter this document in any
way, to copy it for public or commercial purposes, to exhibit the
document in public, to perform, distribute or otherwise use the
document in public.
By using this particular document, you accept the above-stated
conditions of use.
  Dr. Evita Schmieg und Dr. Bettina Rudloff sind Wissenschaftlerinnen in der Forschungsgruppe EU/Europa. SWP-Aktuell 9 
 Das Papier entstand im Rahmen des vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung geförderten Februar 2016 












Deutsches Institut  
für Internationale  





Die Zukunft der WTO nach der 
Ministerkonferenz in Nairobi 
Evita Schmieg / Bettina Rudloff 
Kurz vor Weihnachten 2015 fand die Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation 
(WTO) erstmals in Afrika statt. Die Reaktionen auf die Ergebnisse dieser 10. Minister-
konferenz reichen von Urteilen wie »Tod der WTO-Doha-Runde« bis zur Einordnung als 
»historisches« Paket durch WTO-Generaldirektor Azevedo. Eine sachliche Betrachtung 
zeigt ein gemischtes Bild: In Nairobi wurden einige wichtige Beschlüsse gefasst, doch 
stand ein Großteil der strittigen Fragen gar nicht auf der Agenda. Unklarer als je zuvor 
ist, wie die Verhandlungen künftig weitergehen sollen. Das fortbestehende überragende 
gemeinsame Interesse am globalen öffentlichen Gut eines starken Welthandelssystems 
sollte die Mitgliedstaaten bewegen, konstruktive neue Ansätze zu finden. 
 
Die 164 Mitgliedstaaten der WTO – inklu-
sive der Neumitglieder Liberia und Afgha-
nistan – einigten sich am 19. Dezember 
2015 auf eine Ministererklärung. Vor allem 
zwischen Industrieländern bzw. den USA 
einerseits und Entwicklungsländern ande-
rerseits bestanden zu wichtigen Punkten 
erhebliche Divergenzen. Darum waren die 
Erwartungen an die Ergebnisse im Vorfeld 
eher gering. Die WTO-Doha-Runde begann 
im Jahr 2001 und hat eine weitere Liberali-
sierung des Welthandels zum Ziel. Unter 
dem Eindruck der Ereignisse des 11. Sep-
tember 2001 erkannten die Minister damals 
ausdrücklich an, dass der Welthandel zu-
gunsten aller Menschen wirken müsse. Die 
Bedürfnisse und Interessen der Entwick-
lungsländer wurden dann auch explizit in 
den Fokus der Verhandlungsrunde gerückt. 
Allerdings schleppten sich die Verhand-
lungen in den folgenden Jahren dahin. Als 
erster größerer Erfolg galt der Abschluss 
des Abkommens über Handelserleichterun-
gen in Bali 2013. Aus den unterschiedlichen 
Positionen, dem Verlauf der Verhandlungen 
und den Ergebnissen, die bislang erzielt 
werden konnten, lassen sich Rückschlüsse 
ziehen auf die Zukunft der WTO und auf 
die Frage, ob diese Institution auch weiter-
hin in der Lage sein wird, das globale 
öffentliche Gut eines internationalen Welt-
handelssystems bereitzustellen. 
Endlich Entscheidungen im 
Agrarbereich 
Für den Agrarsektor konnten einige wenige 




bisherigen Agrarabkommens beschlossen 
werden. Zwar ist die wirtschaftliche Bedeu-
tung dieses Sektors global gesehen gering, 
für Entwicklungsländer ist sie aber oftmals 
sehr groß. Am Agrarhandel zeigen sich 
zudem erhebliche Interessenunterschiede 
zwischen entwickelten und Entwicklungs-
ländern. Agrarverhandlungen haben häufig 
große politisch-strategische Bedeutung für 
Verhandlungen über andere Themen. 
(1) Interne Subventionen. Die Nairobi-Be-
schlüsse sehen Ausnahmen für Subventio-
nen vor, die in den Aufbau von Nahrungs-
mittelreserven fließen. Bei der Minister-
konferenz 2013 in Bali wurde auf Initiative 
Indiens eine Interimslösung für Subventio-
nen zum Aufbau solcher Reserven beschlos-
sen. Damit wurde an einem strikten Prinzip 
gerüttelt, nach dem Agrarsubventionen nur 
unter bestimmten Bedingungen gestattet 
sind. Da meist entwickelte Länder entspre-
chende Zahlungen leisten und während der 
Uruguayrunde 1986–94 formal bei der WTO 
anmelden konnten, waren nur diese Länder 
in der Lage, die Bedingungen zu erfüllen. 
Diese historisch bedingte Ungerechtigkeit 
prangerte Indien zunehmend energischer 
an, das wegen seiner explodierenden Aus-
gaben für Nahrungshilfen an einer Regel-
änderung interessiert ist. Vor allem viele 
Entwicklungsländer befürchteten aber, dass 
indische Subventionszahlungen Ausfuhren 
steigern und damit ihre eigenen Exporte ver-
drängen oder ihre Märkte zerstören könnten. 
In Nairobi wurde die befristete Interims-
lösung für Subventionen nicht in eine dauer-
hafte Lösung überführt. Beobachter gehen 
davon aus, dass es angesichts der bestehen-
den Interessenunterschiede möglicherweise 
niemals zu einer solchen Lösung kommt, 
sondern dass man weiterhin mit zu verlän-
gernden Ausnahmeregeln operieren wird. 
Alle anderen Regelungen zu heimischen 
Subventionen, die nach wie vor in großem 
Stil von Akteuren wie den USA und der EU, 
zunehmend aber auch von Ländern wie 
China oder Indien gezahlt werden, standen 
nicht auf der Tagesordnung. Bisher haben 
starke Interessen der Agrarlobby einen wei-
teren Abbau von Agrarsubventionen verhin-
dert. Dieser aber würde für mehr Gerechtig-
keit sorgen und insbesondere ärmeren Län-
dern nützen, die dann nicht mit subventio-
nierten Produkten konkurrieren müssten. 
(2) Für das endgültige Auslaufen von 
Exportsubventionen wurde eine Frist verein-
bart, die für Industrie- und Entwicklungs-
länder asymmetrisch ausgestaltet ist. Wäh-
rend entwickelte Länder umgehend auf 
Exportsubventionen verzichten müssen, 
können sich Entwicklungsländer bis zum 
Jahr 2018, die schwächsten unter ihnen 
sowie Nahrungsmittelimporteure bis 2030 
Zeit damit lassen. Dieser Schritt, der lange 
überfällig war, wurde durch die eher hohen 
Weltmarktpreise in der jüngeren Vergangen-
heit ermöglicht: Aufgrund dessen werden 
diese Subventionen zurzeit kaum genutzt. 
Die Frist für die Rückzahlung öffentlich 
unterstützter Exportkredite, die in großem 
Maße von den USA gewährt werden, wurde 
verkürzt, für Entwicklungsländer indes 
weniger stark. Damit wird zumindest die 
Zeitspanne öffentlicher Unterstützung be-
grenzt. Der dritte Typ verzerrender Export-
subventionen, staatliche Export-Unternehmen, 
findet sich vor allem in Indien und China. 
Über diesen Typ wurde in Nairobi nicht 
verhandelt, er ist aber Thema in Arbeits-
gruppen. 
Manche Beobachter sehen die Beschlüsse 
zu Exporterstattungen als sehr wichtig und 
systemverändernd an, da sie dieses stark 
marktverzerrende Instrument nach über 30 
Jahren endgültig abschaffen. Wenn es nicht 
zu einer Einigung gekommen wäre, hätte 
dieses Instrument im Falle erneut steigen-
der Preise am Markt wieder stärker genutzt 
werden können – was angesichts des gegen-
wärtigen Preisverfalls durchaus realistisch 
erscheint. Zudem kann der Beschluss auch 
politischen Druck auf weitere Fortschritte 
bei anderen Agrarthemen erzeugen. 
Zu Nahrungsmittelhilfen wurden wieder ein-
mal keine wesentlichen Beschlüsse gefasst – 
etwa die Abschaffung der »monetization«, 
des Verkaufs von Hilfsgütern, um mit den 
Erlösen Entwicklungsprojekte zu finanzie-
ren. Insbesondere die USA nutzen diese Mög-




Auch die bessere Vergabeform der »cash«-
Hilfen zum unterstützenden Aufkauf loka-
ler Produkte wurde wieder nur vage emp-
fohlen. 
Solange diese Reformen unterbleiben, 
können Nahrungshilfen weiterhin kontra-
produktiv Märkte zerstören. 
(3) Im Bereich Agrarzölle wurde generell 
ein Schutzmechanismus in Form steigender 
Zölle beschlossen, der Entwicklungsländer 
gegen Importschwemmen schützen soll. 
Diese Länder fordern das seit langem. Eine 
Konkretisierung (Ausmaß, Zeit, welche 
Produkte) allerdings unterblieb und soll im 
regulären WTO-Agrarausschuss erfolgen. 
Zwar gibt es auch schon jetzt die Möglich-
keit, Schutzzölle zu erheben, doch können 
nur entwickelte Länder bei bestimmten 
Preisniveaus eine automatisch ausgelöste 
Zollerhöhung für strategische Produkte 
nutzen (»Special Safeguard Mechanism«). 
In Nairobi wurde anerkannt, dass eine 
Asymmetrie zuungunsten von Entwick-
lungsländern besteht, was als großer Fort-
schritt zu werten ist. Ob die Beschlüsse 
diese Asymmetrie aber tatsächlich beseiti-
gen werden, hängt von noch auszuhandeln-
den Details ab. 
(4) Im Baumwollsektor wurden nur bei 
Exportsubventionen Regelungen substan-
tiell verändert, entsprechend der generel-
len Regeländerungen für diese Subventio-
nen. So wurde vereinbart, dass entwickelte 
Länder, die sich »in der Lage sehen«, zoll-
freien Marktzugang für Baumwollexporte 
zu gewähren, diesen anbieten können. Eine 
weitergehende Einigung gerade für den 
Marktzugang der am wenigsten entwickel-
ten Länder (Least Developed Countries, 
LDCs) konnte nicht erzielt werden, da in 
der Gruppe der Entwicklungsländer ver-
schiedene Interessen bestehen: große Baum-
wollproduzenten wie Indien fürchten die 
Konkurrenz durch eine zu große Markt-
öffnung. 
Aus Sicht der Entwicklungsländer sind 
die erzielten Ergebnisse bescheiden. Ob-
wohl in Hongkong 2005 beschlossen wurde, 
die Probleme im Baumwollsektor vorrangig 
zu behandeln, gab es keine Beschlüsse zur 
Lösung des drängenden Problems handels-
verzerrender Produktionssubventionen. 
Allein die USA haben im Jahr 2014 Sub-
ventionen im Baumwollsektor in Höhe von 
mehr als 500 Millionen US-Dollar gezahlt. 
Das ist etwa ein Viertel des Wertes von 1,8 
Milliarden US-Dollar, den die »Cotton-4« 
(Benin, Burkina Faso, Mali, Tschad) als wich-
tigste Exporteure unter den schwächsten 
Entwicklungsländern im selben Jahr an 
Ausfuhren erzielt hatten. Aber auch China 
und Indien tragen mit Subventionen zu 
Verzerrungen des Baumwoll-Weltmarkts 
bei, auch wenn sie die von ihnen produ-
zierte Baumwolle überwiegend selbst ver-
arbeiten. Unter den Weltmarktverzerrun-
gen leiden insbesondere die vom Baumwol-
lexport stark abhängigen »Cotton-4«. 
Maßnahmen zugunsten der 
ärmsten Länder 
Die Nairobi-Erklärung wiederholt das Ver-
sprechen der Ministererklärung von Doha, 
den Entwicklungsländern, und insbeson-
dere den LDCs, einen Anteil am Wachstum 
des Welthandels zu sichern, der ihren Ent-
wicklungsbedürfnissen entspricht. Laut 
WTO (Briefing Note LDC) erwirtschaften die 
LDCs mit 12% der Weltbevölkerung weniger 
als 2% des Welt-Bruttosozialprodukts, ihr 
Anteil am Weltwarenhandel beträgt nur 
etwa 1%. Möglichkeiten zur Verbesserung 
der Handelsposition der LDCs werden seit 
Beginn der Doha-Runde diskutiert; in Nai-
robi wurden zwei Ergebnisse vereinbart. 
(1) Die Vereinheitlichung der Ursprungs-
regeln. Die WTO-Regeln erlauben, dass Im-
porte aus LDCs mit niedrigeren Zöllen 
belegt werden, um deren Integration in die 
Weltwirtschaft zu fördern. Weiter entwi-
ckelte Länder räumen diese Zollpräferen-
zen im Rahmen sogenannter Allgemeiner 
Präferenzsysteme unilateral ein. Die nun 
beschlossene Vereinheitlichung und Ver-
einfachung der Ursprungsregeln soll dazu 
beitragen, dass LDCs diese Handelspräferen-
zen besser nutzen können. Wichtigstes Ele-
ment des Beschlusses ist die Aufforderung 




lierung von 75% zuzulassen: Exporten aus 
LDCs sollen demnach auch dann Präferen-
zen gewährt werden, wenn bis zu 75% des 
Gesamtwerts der Inputs in ein Produkt aus 
Drittländern importiert wurden, die keine 
LDCs sind. 
Da gerade in LDCs meist keine weitgehen-
den Wertschöpfungsketten existieren, ist 
diese Regelung wichtig, damit eine breitere 
Palette ihrer Exportprodukte in den Genuss 
von Präferenzen kommen kann. Allerdings 
wird die Regelung erst wirksam, sobald die 
präferenzgewährenden Länder die Nairobi-
Vereinbarung im Rahmen ihrer bestehen-
den Präferenzsysteme umsetzen. 
(2) Der zweite Beschluss betrifft Dienstleis-
tungen, für die LDCs ebenfalls in den Genuss 
von Präferenzen kommen können. Der so-
genannnte »waiver«, der diese Präferenz-
gewährung erlaubt, wurde um 15 Jahre ver-
längert, bis Ende 2030. Dies auch deshalb, 
weil bisher kaum Präferenzen gewährt wur-
den und man hofft, dass dieses Instrument 
künftig stärker genutzt wird. 
Gemessen an den geringen Erwartungen 
sind die Ergebnisse von Nairobi durchaus 
positiv zu werten. Ein großer Fortschritt in 
Richtung des Entwicklungsziels der Doha-
Runde, die Entwicklungsländer besser in 
den Welthandel zu integrieren, sind sie 
jedoch nicht. 
Über zoll- und quotenfreien Marktzugang 
für LDCs wurde in Nairobi nicht diskutiert. 
Dieser Zugang wurde 2005 auf der Minister-
konferenz in Hongkong beschlossen, ist 
aber nur von der EU vollumfänglich um-
gesetzt worden, obwohl er die Abschaffung 
von Zöllen nur für 97% der Zolllinien vor-
sieht. Die übrigen 3% sind aber entschei-
dend, denn sie betreffen gerade Exporte 
weiterverarbeiteter Fertigwaren. Der größte 
Teil der LDC-Exporte – Rohstoffe – ist ohne-
hin zollfrei, schon weil die Industrieländer 
diese für ihre eigene Produktion benötigen. 
Für den Dienstleistungssektor hatten die 
LDCs ebenfalls weitergehende Vorschläge 
eingebracht, etwa zur Vereinfachung ad-
ministrativer Verfahren bei Visaerteilungen 
und bei Arbeits- und Aufenthaltserlaub-
nissen, die den Export von Dienstleistungen 
betreffen, die »natürliche Personen« erbrin-
gen (sogenannte »mode 4«-Erbringungsart). 
An diesen Exporten haben LDCs ein beson-
deres Interesse, da sie niedrige Arbeits-
kosten bieten. Doch sind diese Exporte mit 
Fragen der Migration verknüpft (etwa Auf-
enthaltserlaubnisse) und daher politisch 
und ökonomisch für Industrie- und Schwel-
lenländer besonders problematisch. Es über-
rascht daher nicht, dass über diese Thema-
tik kein Konsens zu erzielen war. 
Zollabbau für definierte IT-Produkte 
53 Mitgliedstaaten der WTO haben sich in 
Nairobi auf die Ausweitung des Informations-
technologie-Abkommens (ITA) geeinigt, das 
Warenströme im Wert von 1,3 Billionen US-
Dollar betrifft. Konkret wurde vereinbart, 
die Zölle auf 201 IT-Produkte abzuschaffen. 
Für 65% davon gilt die Zollfreiheit bereits ab 
1. Juli 2016, die restlichen Zolllinien werden 
bis 2019 schrittweise auf null gesetzt. Bei 
dem Abkommen, das nicht von allen WTO-
Mitgliedern geschlossen wurde, handelt 
es sich um ein sogenanntes plurilaterales 
Abkommen unter dem Dach der WTO. 
Wie es in der WTO weitergehen kann 
Die Ministererklärung von Nairobi führt 
explizit die sich widersprechenden Vorstel-
lungen der Mitgliedstaaten über das künf-
tige Vorgehen in der WTO auf. Mit der Tra-
dition, nur konsensuale Texte zu verab-
schieden, wurde damit erstmals gebrochen. 
Konsens war nicht möglich, da es den Ent-
wicklungsländern wichtig ist, die Doha-
Runde mit Blick auf das darin formulierte 
Entwicklungsziel zu Ende zu führen, wäh-
rend die Industrieländer einen Abschluss 
der Doha-Runde für aussichtslos halten. Ein 
neuer Ansatz sei nötig, der die drängenden 
Themen des 21. Jahrhunderts aufnimmt. 
Derzeit lässt sich die Kluft zwischen diesen 
Ländergruppen nicht überbrücken. 
Ein Grundproblem der Verhandlungen 
ist die VN-Klassifikation der Entwicklungs-
länder, die sich insbesondere auf die Ver-




wirkt. Die Industriestaaten erwarten von 
weiter entwickelten Schwellenländern wie 
China, Brasilien und Indien, dass sie gemäß 
ihrem gewachsenen Gewicht im Welthan-
del ihre Märkte stärker öffnen. Diese Länder 
wiederum wollen in vielen Punkten die 
Sonderrechte von Entwicklungsländern 
weiter in Anspruch nehmen. Im Ausgleich 
für eine Senkung von Industriegüterzöllen 
verlangen sie die Öffnung des Agrarsektors. 
In Nairobi stand das Thema Industriegüter-
zölle wegen der großen Positionsunter-
schiede nicht einmal auf der Tagesordnung. 
Der Fortgang der Verhandlungen ist 
nach Nairobi vollkommen unklar; was auch 
manche Beobachter dazu verleitete, vom 
Tod der WTO zu sprechen. Dabei gibt es 
zahlreiche Ansatzpunkte, wie in der WTO 
konstruktiv weitergearbeitet werden kann. 
Wesentliche Elemente werden in den fol-
genden Abschnitten behandelt. 
 mit gestärktem Rechts- und 
Verwaltungsrahmen 
Die WTO-Mitglieder haben ein grundsätz-
liches Interesse daran, das internationale 
Regelwerk weiterzuentwickeln, das man 
als öffentliches Gut betrachten kann. 98% 
des weltweiten Handels finden unter WTO-
Regeln statt. Sollten Verhandlungsergebnis-
se ausbleiben, besteht die Gefahr, dass dem 
erfolgreichen Streitschlichtungssystem 
immer mehr die Rolle zuwächst, strittige 
Fragen mittels Rechtsprechung zu klären. 
Das Streitschlichtungssystem war in 20 
Jahren mit über 500 Fällen befasst. Es wird 
in anderen Bereichen der internationalen 
Politik gerne als Modell gesehen, da es nicht 
nur Handelsstreitigkeiten beilegt, sondern 
auch Sanktionen verhängen kann, um Recht 
durchzusetzen. Es ist daher ein wichtiges 
Element des »öffentlichen Gutes« WTO. 
Die Routinearbeit in der WTO, die oft-
mals unterhalb der Wahrnehmungsschwelle 
der Öffentlichkeit die Auslegung und Defi-
nition von Regeln vorantreibt (etwa bei 
Standards), bietet einen verlässlichen Refe-
renzrahmen. So wurde zugunsten von LDCs 
im Rahmen der WTO-Gremien bereits im 
Oktober 2015 beschlossen, die Übergangs-
frist für das Inkrafttreten des Abkommens 
zum Schutz geistigen Eigentums (Trade 
Related Intellectual Property Rights, TRIPs) 
im Bereich pharmazeutische Produkte bis 
Ende 2032 laufen zu lassen. In Nairobi 
wurde dieser Beschluss nur noch formali-
siert. Dies erlaubt es den LDCs, die kosten-
günstige Generikaproduktion – soweit vor-
handen – weiterzuführen, ohne Patent-
gebühren zahlen zu müssen. Außerdem 
bleiben ihnen zunächst die administrativen 
Kosten der Einführung und Anwendung 
des im TRIPS formulierten Schutzes erspart. 
Wichtige Beschlüsse werden also durchaus 
auch in den regulären Arbeitsprozessen der 
WTO gefasst. 
Angesichts der weiterhin erfolgreichen 
Routinearbeit der WTO zielen daher man-
che Vorschläge zur Reform des multilatera-
len Handelssystems auf eine Stärkung der 
Ausschussarbeit und der Rolle des Sekreta-
riats. So schlägt beispielsweise die E15-Initia-
tive unter Ägide des Genfer Think-Tanks 
ictsd vor, die WTO-Ausschüsse zu aktiven 
Plattformen für tiefere Analyse und infor-
mellen Dialog zu machen. 
Die immer wieder artikulierte Idee, die 
bei Entscheidungen in der WTO obligato-
rische Einstimmigkeit aufzugeben, scheint 
dagegen nicht mehr als ein Gedankenspiel 
zu sein. Schließlich haben Entscheidungen 
über die Handelspolitik direkte ökonomische 
Auswirkungen auf alle Mitgliedstaaten – 
durchaus auch problematische, wenn etwa 
die Eigenproduktion verdrängt wird. Zu-
gleich ist die politische Integration inner-
halb internationaler Gremien viel zu gering. 
Darum ist schwer vorstellbar, dass Länder 
zu einer derart weitreichenden Aufgabe 
ihrer Souveränität bereit sein könnten. Das 
Vertrauen, dass mehrheitlich gefasste Be-
schlüsse insgesamt zu ihrem Nutzen seien, 
ist in den Mitgliedstaaten aus nachvoll-
ziehbaren Gründen nicht vorhanden. 
 ohne »single undertaking« 
Das in allen GATT-Verhandlungsrunden 




bevor nicht alles beschlossen ist« (das so-
genannte »single undertaking«), wurde seit 
2013 stillschweigend fallengelassen. Zwar 
gab es auch in früheren Verhandlungs-
runden Zwischenergebnisse (»early harvest«), 
die bis zum Abschluss der Gesamtverhand-
lungen aber nur als vorläufig galten. Davon 
ist weder bei dem in Bali vereinbarten Ab-
kommen zu Handelserleichterungen noch 
bei den Beschlüssen in Nairobi die Rede. 
Das Prinzip des »single undertaking« ist den 
heutigen komplexen Verhandlungen auch 
nicht mehr angemessen. Es stammt aus 
einer Zeit, als im Rahmen des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens GATT aus-
schließlich über den Abbau von Waren-
zöllen gesprochen wurde. Es ist einfach 
zu berechnen, welche Konsequenzen Zoll-
reduktionen für einzelne Mitgliedstaaten, 
deren künftige Exportmöglichkeiten oder 
zunehmende Importe haben, kurz: was für 
welches Land herausspringt. Das Prinzip 
entsprach zudem der volkswirtschaftlichen 
Theorie, dass alle Länder aus einer Handels-
liberalisierung Nutzen ziehen können. In-
sofern erschien es sinnvoll, so lange nach 
der optimalen Lösung zu suchen, bis alle 
zufrieden waren. 
Heute spielt die klassische Zollverhand-
lung auch ökonomisch eine zusehends 
geringere Rolle, schon weil der gewichtete 
weltweite Durchschnittszoll zwischen 
1996und 2012 von 34% auf 3% gefallen ist. 
Daher gewinnen nicht-tarifäre Handels-
hemmnisse und regulatorische Politik an 
Bedeutung. Handelsverhandlungen sind 
folglich sehr viel komplizierter als früher. 
Der Verzicht auf das »single undertaking« 
spiegelt den pragmatischen Ansatz wider, 
der seit dem Amtsantritt von WTO-General-
direktor Azevedo im Jahr 2013 verfolgt wird 
und darin besteht, sich auf das Machbare 
zu konzentrieren und kleiner dimensionier-
te Ergebnispakete anzustreben. 
 mit plurilateralen/»Club«-Lösungen 
Der Erfolg der ITA-Ausweitung zeigt jedoch, 
dass eine kleinere Gruppe von Mitgliedstaa-
ten mit gemeinsamen Interessen eine wei-
tere Liberalisierung zu erzielen vermag, 
auch in Bereichen, über die sich die Gesamt-
heit der Mitglieder nicht einigen könnte. 
Es gibt zwei Formen plurilateraler Abkom-
men: Bei der einen Form gelten deren Ergeb-
nisse nach dem Meistbegünstigungsprinzip 
der WTO für alle Mitglieder. So kommen 
die in Nairobi vereinbarten Senkungen der 
Zölle auf IT-Güter theoretisch allen WTO-
Mitgliedstaaten zugute. Doch gilt dies eben 
nur theoretisch: Länder, die nicht mitver-
handelt haben, haben in den betroffenen 
Sektoren auch nichts anzubieten. Plurilate-
rale Abkommen sind daher ein zweischnei-
diges Schwert: Zwar ist es positiv zu werten, 
dass eine weitere Liberalisierung des Han-
dels erfolgt und ein Rahmen geschaffen 
wird, dem sich weitere Länder anschließen 
können; manchmal werden auch Inhalte 
in ein umfassendes WTO-Abkommen über-
führt (etwa Bestimmungen des plurilate-
ralen Rindfleischabkommens). Praktisch 
besteht aber die Gefahr, dass die (im Fall 
ITA auch technologische) Kluft zwischen 
den beteiligten und den unbeteiligten 
Ländern größer wird. 
Bei der zweiten Form plurilateraler 
Abkommen (Beispiel: Öffentliches Beschaf-
fungswesen) gelten die ausgehandelten 
Marktzugangserleichterungen lediglich für 
die teilnehmenden Staaten. Ein Verhand-
lungsergebnis mag darum zwar leichter 
zu erreichen sein, langfristig besteht aber 
auch in diesem Fall die Gefahr, dass die 
Unterschiede zwischen wirtschaftlich stär-
keren und schwächeren Ländern größer 
werden. Grundsätzlich problematisch an 
plurilateralen Abkommen ist, dass sich 
meist gerade schwächere Länder nicht an 
der internationalen Regelsetzung beteili-
gen. Da diese ihre Interessen und Kapazi-
tätsengpässe nicht berücksichtigen, ist 
auch ein späterer Beitritt mit Schwierig-
keiten verbunden. 
 unter Berücksichtigung des Entwick-
lungsstands in den Handelsregelungen 
Die WTO hat bereits Ansätze entwickelt, 




direktor Azevedo bezeichnete in einer Rede 
Mitte Januar 2016 »Flexibilität« bei der Ver-
einbarung neuer Handelsregeln als wichtige 
Voraussetzung, um Verhandlungsergebnisse 
zu erzielen. Im Abkommen über Handels-
erleichterungen werden erstmals grund-
sätzlich Ausmaß und Geschwindigkeit der 
Umsetzung auf die administrativen und 
finanziellen Kapazitäten von Entwicklungs-
ländern abgestimmt – nicht im Sinne einer 
Ausnahmeregelung, sondern als fundamen-
tale Struktur des Vertragswerks. Zugleich 
sieht es vor, dass ärmere Länder die Um-
setzung von der Unterstützung durch Mit-
tel der Entwicklungszusammenarbeit 
abhängig machen können. 
Dies könnte ein Modell auch für künftige 
Abkommen sein, denn die Umsetzung regu-
latorischer Vereinbarungen ist mit großen 
Herausforderungen verbunden. Sie ver-
ursacht nicht nur Kosten, sondern ist auch 
darauf angewiesen, dass in den Administra-
tionen die erforderlichen Kapazitäten vor-
handen sind, um Gesetze und Verordnun-
gen zu erlassen, Institutionen und Prozesse 
zu reformieren und all dies mit dem Privat-
sektor zu diskutieren bzw. ihn zu infor-
mieren. Zwar birgt diese Form des Abkom-
mens die Gefahr, dass reformunwillige 
Länder die Umsetzung verschleppen; für 
manche reformwillige Länder wird sie 
damit aber erst möglich gemacht. Selbst die 
Europäische Union hat in ihre neue Außen-
handelsstrategie vom Oktober 2015 erst-
mals ein Kapitel zur Umsetzung von Frei-
handelsabkommen aufgenommen. Denn es 
hatte sich gezeigt, dass hier Defizite beste-
hen und insbesondere kleine und mittel-
große Unternehmen Schwierigkeiten 
haben, die Vorteile zu realisieren, die Han-
delsabkommen bieten. So haben beispiels-
weise ein Jahr nach Inkrafttreten des 
Freihandelsabkommens zwischen der EU 
und Südkorea nur 40% der europäischen 
Unternehmen von den eingeräumten Zoll-
vergünstigungen profitiert. Das Beispiel 
lässt darauf schließen, dass eine erfolg-
reiche Umsetzung von Abkommen für 
ärmere Länder noch viel schwieriger ist. 
 unter Aufnahme der Themen des 
21. Jahrhunderts 
Nach Ansicht vieler Akteure, insbesondere 
der Regierungen weiter entwickelter Mit-
gliedstaaten, wird in der WTO nicht über 
die drängenden Themen des 21. Jahrhun-
derts diskutiert. Auch deshalb ist in den 
letzten Jahren das Interesse an bilateralen 
und regionalen Freihandelsabkommen so 
stark gewachsen. Bedarf an internationalen 
Diskussionen gäbe es zu vielen Themen, bei-
spielsweise zu digitaler Wirtschaft, Aspek-
ten der Nachhaltigkeit, Kohärenz des Han-
delssystems mit Klimazielen oder der Ent-
wicklung eines multilateralen Rahmens für 
handelsbezogene Investitionen. 
Vor allem für Länder mit geringen ad-
ministrativen Kapazitäten ist es schwer, 
ihre Verhandlungsinteressen an diesen 
Fragen zu definieren und mögliche Wir-
kungen abzuschätzen. Das ist auch ein 
wesentlicher Grund dafür, warum sich Ent-
wicklungsländer zuletzt gegen die Auf-
nahme neuer Themen gesperrt haben. Sie 
fürchteten, zu Ergebnissen gedrängt zu 
werden, die nicht in ihrem Interesse liegen. 
Dabei wäre es wichtig, dass sich Entwick-
lungsländer aktiv an den Verhandlungen 
über neue Regeln beteiligen und sie auf 
diesem Wege mitgestalten. Es gibt zahl-
reiche Punkte, die auch ärmere Länder im 
Interesse an der eigenen Entwicklung gel-
tend machen müssten und die andernfalls 
unter den Tisch fallen könnten. Für Inves-
torenländer beispielsweise (und das sind 
heute nicht mehr nur Industriestaaten) 
stehen beim Thema ausländische Direkt-
investitionen die Aspekte des Eigentums-
schutzes und Gewinntransfers im Vorder-
grund. Ärmere Länder dagegen sind daran 
interessiert, den Subventionswettlauf um 
die Ansiedlung von Unternehmen zu be-
grenzen, den sie angesichts geringer Mittel 
in ihren Staatshaushalten nicht gewinnen 
können. Auch das Thema Steuervermei-
dung multinationaler Unternehmen durch 
Gewinntransfers ist von großem Interesse: 
Alleine Afrika entgehen durch diese Trans-
fers jährlich über 40 Milliarden US-Dollar, 




In diesem Zusammenhang ist interessant, 
dass die Gruppe der afrikanischen, pazi-
fischen und karibischen Staaten (AKP) vor-
geschlagen hatte, in Nairobi ein Subven-
tionsthema zu behandeln. Sie strebten eine 
Einigung auf die Begrenzung von Fische-
reisubventionen an. Eine vertiefte Behand-
lung des Themas scheiterte aber am Wider-
stand der großen Fischereinationen. Das 
Beispiel zeigt immerhin, dass auch Entwick-
lungsländer bei der Setzung von Regeln 
ihre Interessen in Verhandlungen aktiv ver-
folgen können. 
 über fokussiertere Zielsetzung und 
mehr »leadership« 
In Nairobi wurde häufig die Klimakonfe-
renz als Maßstab für Erfolg diskutiert; man 
müsse auf politischer Ebene Ziele vereinbaren, 
analog dem 1,5-Grad-Ziel von Paris. Dieser 
Vergleich übersieht allerdings einen wesent-
lichen Unterschied der beiden Politikfelder. 
Im Klimabereich geht es erst noch darum, 
ein funktionierendes internationales Regime 
zu entwerfen. Die Formulierung eines all-
gemeinen Ziels wie der Begrenzung der 
globalen Erwärmung ist auf dieser Ebene 
und für ein globales öffentliches Gut wie 
dieses noch leicht möglich. Das Welthan-
delssystem dagegen verfügt bereits über 
ein ausdifferenziertes Regelwerk, das einen 
starken Rahmen für wirtschaftliche Ak-
teure setzt und zur Steigerung von Außen-
handel und Wirtschaftswachstum beiträgt. 
Allgemeingültige Ziele lassen sich auf die-
ser Ebene nicht mehr so einfach formulie-
ren. Dennoch sollte man versuchen, aus 
dem Klimaerfolg zu lernen und die Art des 
Herangehens an Handelsverhandlungen 
durch neue Ansätze zu ergänzen. 
Die in der WTO verhandelten Themen 
sind derart komplex, dass sie in vielen 
Bereichen fast nur für die Fachleute aus 
den jeweiligen Administrationen und den 
interessierten Lobbygruppen verständlich 
sind. Dies erschwert Entscheidungen auf 
politischer Ebene. Politiker sind auf die 
Beratung ihrer jeweiligen Administration 
angewiesen, die aber häufig spezifische 
Fachinteressen im Auge hat. Ein Trade-off 
zwischen Themenfeldern, wie er für Ver-
handlungsergebnisse nötig ist, wird da-
durch beeinträchtigt. 
In Anlehnung an die Klimaverhandlun-
gen könnten auch in Handelsverhandlun-
gen auf höchster politischer Ebene Ziele 
formuliert werden, statt auf technischer 
Ebene über bestimmte politische Themen zu 
verhandeln. Die Ausgestaltung der politi-
schen Ziele müsste dann auf technischer 
Ebene erfolgen. Damit würde großer poli-
tischer Druck erzeugt, ein Scheitern von 
Verhandlungen zu verhindern. Ein in der 
Presse genanntes Beispiel für ein solches 
Vorgehen ist das Verbot der Subventionen 
zur Förderung fossiler Brennstoffe, für die 
die Länder der G20 452 Milliarden US-Dol-
lar aufwenden; nur durch den Abbau dieser 
Subventionen sei Kohärenz mit den Pariser 
Umweltbeschlüssen zu erreichen. Angesichts 
gewaltiger Interessenunterschiede scheint 
dies kein besonders erfolgversprechendes 
Beispiel zu sein, doch sollte ein solches Vor-
gehen getestet werden. Es bedürfte aller-
dings auch neuer Formate, politische Ent-
scheidungsträger zusammenzubringen, um 
zu solchen Zielformulierungen zu kommen. 
Zentral für künftige Verhandlungserfolge 
wird in jedem Fall die Bereitschaft politischer 
Akteure sein, im positiven Sinne »leader-
ship« zu übernehmen. Sie müssen ihre Ver-
pflichtung dem Gemeinwohl gegenüber 
höher gewichten als ihr Interesse am näch-
sten Wahlergebnis. Dies dürfte manche Ent-
scheidung verändern, da kurzfristige pro-
tektionistische Schutz- oder Subventions-
interessen, die starke Aufmerksamkeit von 
Öffentlichkeit und Lobbygruppen erfahren, 
häufig langfristigen Zielen einer nachhalti-
gen Entwicklung entgegenstehen. 
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